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sein Kxposs oomparMk <Ze I'stgt Knaneier, miiitaire, polMc^ue et morais äs
la Kranes et Äss prinoipalss ouiss^nsss Äs i'Curops. in welchem er das franzö¬
sische Volk über seine Verluste zu trösten suchte. In den hundert Tagen wurde
er dem Herzog von Vicence als Gehilfe bei den Unterhandlungen beigegeben;
sie blieben ohne Erfolg, und Bignon setzte in seinem prseis cls la Situation poli-
ti^us Äs w b'remss äspuis Is mois äs mars 181i ^jus^u' mc>i8 cls Min
1813, einer Schrift, die man als das Programm des neuen Kaiserreichs be¬
trachten kann, in kräftigen Worten die Lage des Reichs auseinander. Nach
dem Sturz Napoleons schrieb er in der Zurückgezogenheit sein Werk über die
Proscriptionen, den Protest der besiegten Partei gegen die Uebergriffe der
Sieger, der um so achtungswerther war, da ihn spater das siegreiche Bürger-
thum adoptirte. Bald darauf wurde Bignon in die Kammer gewählt, und
verfocht sowol in diesem Hause als in der Journalistik mit Eifer und Ver¬
ständniß die Sache der liberalen Partei. Als Napoleon starb, ernannte er
Bignon zu einem seiner Testamentsvollstrecker und hinterließ ihm zugleich den
Auftrag, die diplomatische Geschichte seiner Zeit zu schreiben. Dieses Auftrags
entledigte sich Bignon in den Jahren 1829—38. Die ersten sechs Bände
gingen von Anfang des Cvnsulats bis zum Frieden von Tilsit, die letzten
vier-bis zu den Ereignissen von 1812. Das Werk ist unschätzbar für den
Geschichtsforscher, theils wegen der zahlreichen Documente, die es enthält,
theils wegen der scharfen Dialektik, mit welcher die napoleonische Partei ihre
Sache vertritt. ES ist ein Parteibuch, aber von einem höchst unterrichteten
und einsichtsvollen Manne geschrieben, der sich niemals von der Leidenschaft
hinreißen läßt, sondern sich eher dem Vorwurf der Nüchternheit aussetzt. An
dem Kampf des Liberalismus in den Kammern von 1827—30 nahm er wie¬
derum Theil. Nach der Julirevolution bekleidete er eine Zeitlang' die Stelle
des Unterrichtsministers, vann wurde er Mitglied der Pairskammer und der
Akademie der Wissenschaften. Als solcher starb er im Januar 1841.

Die großen Wochen des Hauses der preußischen
Abgeordneten.

Die beiden letzten Wochen ^sind in parlamentarischer Beziehung von
mehr als gewöhnlichem Interesse gewesen. In der Sitzung des Abgeord¬
netenhauses vom 17. Februar stellte der Abgeordnete v. AuerSwald bei der
Berathung des Etats der directen Steuern ven Antrag: „DaS HauS wolle
die Erwartung aussprechen, daß die Staatsregierung den Art. 101 der Ver-
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fassung und das die Aufhebung der Grundsteuerbefteiungen betreffende Gesetz
vom Äi. Februar 1830 baldmöglichst zur Ausführung bringen werde." Ver¬
geblich trat die äußerste Rechte mit der einfachen Tagesordnung dagegen auf;
dieselbe wurde in namentlicher Abstimmung mit 139 gegen 126 Stimmen ab¬
gelehnt und hierauf der Antrag selbst mit beträchtlicher Majorität angenommen,
obwol die beiden anwesenden Minister, die Herren v. Manteuffel (der Mi¬
nisterpräsident) und v. Bodelschwingh, ihre Stimmen für die Tagesordnung
und gegen den Antrag abgaben. Die Stimmung des Hauses rücksichtlich der
Steuervorlagen ist gewiß bei diesem Resultat mit in Anschlag zu bringen,
wobei man nicht vergessen darf, daß die äußerste Rechte, die den prvjectirten
Steuern nichts weniger als hold gesinnt ist, im vorliegenden Falle mit dem
Ministerium oder, wenn man will, das Ministerium mit ihr stimmte. — In
der nächstfolgenden Sitzung wandte sich die Berathung zu den von der Regie¬
rung eingebrachten Vorlagen zur Abänderung der Art. 76 und 107 der Ver¬
fassung. Die erste beabsichtigte die regelmäßige Einberufung des Landtags,
welche bisher der Verfassung zufolge im November stattzufinden hatte, in den
Januar zu verlegen; die zweite wollte den Zwischenraum von 21 Tagen, der
zwischen den beiden Abstimmungen, welche jede Abänderung der Versassung
erheischt, liegen muß, auf zehn Tage beschränken. Gegen beide Vorlagen hatte
die Commission sich ausgesprochen. Demungeachtet wurde die erstere mit einer
Modifikation, wonach die Häuser regelmäßig von Anfang November bis Mitte
Januar einberufen werden sollen, mit kleiner Mehrheit (löi gegen 138 St.)
angenommen; die zweite dagegen wurde mit sehr bedeutender Majorität (188
gegen 101 St.) abgelehnt. Der Zweck der ersten Vorlage ist, wie es auch
der Minister des Innern einräumte, die Verkürzung der Sessionen. Doch dürste
derselbe schwerlich dadurch erreicht werden, dagegen ihre Verlängerung bis in
die heiße Jahreszeit hinein die unausbleibliche Folge sein. Für die zahlreichen
in beiden Häusern sitzenden Landwirthe müssen aus dieser Kollision ihrer par¬
lamentarischen Pflichten und ihrer Privatgeschäfte schwer zu überwindende Jn-
convenienzen entstehen. Eine Verlegung der Einberufung auf den October
würde diesem Uebelstande vorbeugen und außerdem den Häusern noch eine
genügende Frist bleiben, um schon vor Weihnachten zur Budgetberathuug zu
schreiten, die bisher, da die Einberufung stets in den letzten Tagen des No¬
vember geschah, ohne Ausnahme erst im neuen Jahre begann, während das
Budget seinen Jahresabschluß am 31. December hat. Da nach der neuen
Bestimmung der Widerspruch nicht blos zwischen den Vorschriften der Ver¬
fassung und der Praxis, sondern zwischen den verschiedenen Paragraphen der
Verfassung selbst besteht, so erscheint eS unerläßlich, daß der Jahresabschluß auf
den 1. Juli verlegt wird. Was die zweite Vorlage betrifft, so war ihre Ver¬
werfung vorauszusehen. Es kann nach den Erfahrungen der letzten Jahre
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nicht leicht jemand zur Ueberzeugung kommen, daß ein Bedürfniß vorhanden
sei, Verfassungsveränderungen bei uns noch zu erleichtern. Die constitutionelle
Partei hielt es daher auch für überflüssig, in die Debatte über die projectirte
Aenderung des Art. 107 einzutreten, sondern motivirte ihre Ablehnung nur
durch eine kurze, aber energische Erklärung des Grafen Schwerin. Gegen die
Abänderung des Art. 76 sprach der Abg. Mathis mit großem Nachdruck und
beißender Schärfe. Diese Verhandlungen waren nur das Vorspiel zu wichtigeren
parlamentarischen Kämpfen. Viele bewegte Sitzungen hat das Haus der Ab¬
geordneten dem Ehescheidungsgesetzgewidmet, gewiß eine der wichtigsten Fragen,
welche die preußische Landesvertretung seit ihrem Bestehen zu erörtern berufen
war. Inhalt und Tendenz der Vorlage sind so viel besprochen und so all¬
gemein bekannt, daß wir uns auf die Beleuchtung der Pnrteistellungen
beschränken, die in Betreff ihrer völlig durcheinander gemischt waren. Die
constitutionelle Fraction ist durchaus dagegen; die bethmann - hollwegsche
(die noch immer den Namen ihres abwesenden Gründers trägt) gleichfalls mit
der unseres Wissens nach einzigen Ausnahme des Abg. Mathis, der, in diesem
Punkte von seinen politischen Freunden abweichend, den Regierungsentwurf
mit der Wärme einer tiefen Ueberzeugung vertheidigt und in verschiedenen
Punkten noch über ihn hinausgeht. Unter der Rechten findet der Entwurf
zahlreiche Gegner und selbst eine große Anzahl derer, die für ihn stimmen,
thut eS mit Widerstreben und mit Rücksicht auf die Regierung. Bei dieser
Beschaffenheit der Meinungen in den Parteien lag die Entscheidung in der
Hand der Katholiken, wir meinen in diesem Falle nicht die katholische Fraction,
sondern die katholischen Abgeordneten im Allgemeinen, die in dieser Frage, die
für sie eine streng cvnsesstonelleist, fast alle zusammengingen und die mit ihren
70—80 Stimmen unbedingt die Mehrheit für oder gegen die Vorlage werben
konnten. Gleich im Beginn der Discussion (in der Sitzung vom 23.) bean¬
tragte nun der Abg. Reichensperger im Namen seiner Glaubensgenossen über
die Vorlage vorher die Organe der katholischen und evangelischen Kirche zu
vernehmen, und erklärte, daß er und seine Freunde, auf dem Princip ihrer
Kirche fußend, zwar dafür wirken würden, derselben das Gesetz so nahe wie
möglich zu bringen, am Schlüsse aber doch dagegen stimmen würden, weil es
den katholischen Grundsätzen, nach welchen die Ehe Sacrament und unauf¬
löslich sei, nicht entspräche. Diese Ankündigung war für die Vertheidiger des
Gesetzes ebenso niederschlagend, als sie seinen Gegnern Aussichten eröffnete.
Um jenen Entschluß der Katholiken, ob sie demselben treu bleiben, ob sie sich,
wenigstens dazu verstehen würden, sich des Votums zu enthalten, oder ob sie
schließlichdoch dem Gesetz ihre Stimmen geben würden, dreht sich das Haupt¬
interesse der ganzen Frage. Die Vertheidiger des Gesetzes, namentlich die
Herren von Gerlach und Wagener, haben weder Vorwürfe noch Bitten, noch
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Lvbsprüche gespart, um die Katholiken bei der Schlußabstimmung für ihre Sache
zu gewinnen. Wir haben das eben nicht erhebende Schauspiel gehabt, pro¬
testantische Abgeordnete in einem preußischen Parlament ihre eigne Confession
herabsetzen und die Vorschriften der katholischen Kirche im Punkte der Ehe
als etwas Wünschens- und Begehrenswerthes auch für ihre Glaubensgenossen
bezeichnen zu sehen, wir haben sogar hören müssen, wie die katholischen Ab¬
geordneten gebeten wurden, „uns die Segnungen ihres EherechteS wenigstens
theilweise zuzuwenden" (Abg. v. Berg). Andrerseits hat sich der protestantische
Sinn des Landes nicht blos in der Wortführung der Linken, unter denen Graf
Schwerin, Wentzel, Lette, Behrendt u. anderen, mit nachdrücklichster Energie den
bürgerlichen Charakter der Ehe vertheidigten und die kirchlichen Tendenzen be¬
kämpften, sondern auch in Mitgliedern der entschiedenen Rechten — wir nennen nur
die Herren v. Prittwitz und Ulrici — gegen diese befremdenden Kundgebungen
aufgelehnt. Die beiden genannten Abgeordneten hielten in strengen Worten
Herrn v. Gerlach und seinem Nacheiferer deren katholisirende Richtung vor
und ernteten von der Linken sowol als aus den Reihen der Rechten reich¬
lichen Beifall. Man darf sich vielleicht der Hoffnung hingeben, daß der Ein¬
fluß der Herren v. Gerlach und Wagener auf die rechte Seite, den wir stets
als den Interessen des Landes nicht minder, wie denen jener Partei selbst
schädlich betrachtet haben, durch die Debatten der letzten Tage nachhaltig er¬
schüttert ist. Manchem sind wol die Augen darüber ausgegangen, wohin er
unter Leitung dieser Führer endlich kommen würde.

Was den Gang der Einzelberathungen betrifft, so ist der NegierungS-
entwurf nur sehr wenigen und eben nicht durchgreifenden Veränderungen unter¬
worfen worden. Die Anträge der Gegner wurden in den meisten Fällen mit
Hilfe der Katholiken zurückgewiesenund die Amendements der Herren v. Ger¬
lach und Wagener, die natürlich den Entwurf noch zu verschärfen strebten,
fanden wol bei den Katholiken, nicht aber bei dem Ministerium und den dem¬
selben folgenden Abgeordneten Unterstützung. Indessen waren einige Wider¬
sprüche in das Gesetz gekommen, von denen einer sogar seine praktische Durch¬
führbarkeit in Frage stellt.

Im Namen der katholischenMitglieder stellte der Abgeordnete Rohden den
Antrag, daS vorliegende Gesetz auf die evangelischeBevölkerung zu beschränken,
sür die katholische aber geistliche Ehegerichte einzuführen. Dies war die Be¬
dingung, unter welcher sich die Katholiken dazu bereit erklärte», dem Negierungs- ,
entwurf ihre Stimmen zu geben. Sie war jedoch für das Ministerium unan¬
nehmbar. Geistliche Ehegerichte für die Katholiken sind eine mit der Gesetz¬
gebung und dem politischen System Preußens so unverträgliche Anomalie, daß
höchstens Herr v. Gerlach und seine Partisane ernstlich daran denken konnten,
sie zu bewilligen; und was die Beschränkung des Ehescheidungsgesetzesauf die
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Protestanten betrifft, so hatte sich das Ministerium damit in flagranten Wider¬
spruch mit seiner Behauptung gestellt, das Gesetz sei ein bürgerliches und kein
kirchliches, die es den Angrissen der Opposition gegenüber beharrlich aufrecht
erhielt. Die Debatten über den rohdenschenAntrag nahmen die beiden letzten
der acht dem EhescheidungSgesetz gewidmeten Sitzungen (die des 2. u. 3. März)
in Anspruch. Vergeblich boten seine Vertheidiger noch einmal alles auf, den
Entschluß der Katholiken zu erschüttern. Vergeblich ergriff Herr v. Manteuffel
am 3. selbst das Wort und gab ihnen die Versicherung, daß die Regierung
sich durch die Verwerfung der Vorlage ein solches Zugeständnis; nicht werde
abzwingen lassen. Die äußerst ruhige, gewandte und logische Antwort des
Herrn v. Mallinkrodt bewies, daß er und seine Glaubensgenossen sich durch
nichts von ihrem einmal gefaßten Entschlüsse würden abbringen lassen. Können
wir, sagte er, die Trennung der Ehegesetzgebungfür beide Confessionen nicht
erlangen, so wollen wir wenigstens den gegenwärtigen Zustand durch ein neueS
Votum nicht von neuem sanctioniren, auch durch Stimmenthaltung nicht dazu
beitragen, daß ein Beschluß des Hauses ihn sanctionire. Ebenso fruchtlos erwies
sich die Aufforderung, die der Ministerpräsident an diejenigen Gegner deS Ehe¬
gesetzes, welche wegen einzelner, ihnen zu weit gehender Bestimmungen es zu
verwerfen gedächten, richtete, doch eine im Ganzen so heilsame Reform nicht
zu verhindern, weil sie ihnen nicht in allen Punkten genehm sei. Herr
v. Prittwitz (Bunzlau) gab für sich und zahlreiche Gesinnungsgenossen auf der
rechten Seite die Erklärung ab, daß er zwar die beiden ersten Paragraphen
(die Verminderung der im Landrecht aufgestellten Ehescheidungsgründe) allein
annehmen, den §. 3 aber (die dreijährige Trennzeit) und die dem Staatsanwalt
in Ehesachen freigestellte Appellation verwerfen müsse. Der ehrenwerthe Ab¬
geordnete, dessen Festigkeit um so mehr Anerkennung verdient, als er der Classe
der abhängigen Beamten — er ist Staatsanwalt — angehört, sagte außerdem,
sich gegen Herrn v. Gerlach wendend, daß dessen Aeußerung, dies Gesetz sei
nur die erste Grundlage, auf der man weiter bauen müsse, ihn, wäre dies
anders noch nöthig gewesen, in dem Entschluß es zu verwerfe» hätte bestärken
müssen. Grade dieser Weiterbau sei es, dem er vorbeugen wolle und darum
weise er schon die Grundlage zurück. Die Rede MallinkrodtS, der Beifall,
welcher Herrn v. Prittwitz aus den Reihen der Rechten gezollt wurde, ließ
das Schicksal der Vorlage nur zu klar voraussehen. Herr v. Gerlach bestieg
noch einmal die Tribüne, nicht mehr, um einen bessern Ausgang zu erkämpfen
— denn schon seine ersten Worte zeigten, daß er am Erfolge verzweifelte
sondern um eine letzte Kundgebnng zu Gunsten deS Gesetzes zu machen, dciö
er unter seine besondere Protection genommen. Seine Rede bewies, wie bitter
die Enttäuschung war, welche der unbeugsame Widerstand der Katholiken ihm
und seinen Freunden — den Vertheidigern der geistlichen Autorität in der
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evangelischen Kirche — bereitet hatte. Zum ersten Male verlor der Chef der
äußersten Rechten die spöttische Ruhe, womit er die verwundbarsten Stellen
seines Systems, die schwächsten Seiten seiner Partei gegen die Angriffe seiner
Gegner zu decken pflegt. Sein Groll über die voraussichtliche Niederlage
machte sich in der leidenschaftlichenAufforderung an die Protestanten im Hause
Luft, mit welcher er seine Rede schloß, sie möchten alle andern Rücksichten bei
Seite setzen und es nicht dulden, daß die katholischenMitglieder, um der Regierung
eine Concession für ihre Kirche abzuzwingen — (eine Forderung, der Herr
v. Gerlach übrigens materiell eine ziemlich rückhaltslose Zustimmung gab, gegen
die er aber zu voliren erklärte, um der freien Initiative der Negierung nicht
vorzugreifen), — die evangelische Bevölkerung der großen Wohlthaten des in
Rede stehenden Gesetzes beraubten. Da aber unter einem großen Theile der
protestantischen Abgeordneten grade die Furcht geherrscht hatte, daß durch die
Stimmen der Katholiken ihren Confessivnsgenossen ein Gesetz auferlegt werde,
das sie ebensowenig für wohlthätig als für protestantisch hielten, so fiel die
Ausforderung des Herrn v. Gerlach auf einen höchst undankbaren Boden und
es entsproßen demselben kaum ein paar vereinzelte, schwächliche Bravos, als
der Redner die Tribüne verließ. Der rohdensche Antrag fiel hierauf mit 209
gegen 76 St. Gegen den Vorschlag des Präsidenten, welchen daö Ministerium,
die äußerste Rechte und verschiedene Bruchtheile der andern Fraktionen der
Rechten unterstützten, beschloß das Haus, die namentliche Abstimmung auf den
folgenden, statt aus den nächstfolgenden Tag zu setzen. Die Gegner des Ge¬
setzes fürchteten, wol nicht mit Unrecht, ein Zwischenraum von 48 Stunden
könne ihnen manche Stimme entführen. Die nächste Sitzung (i. März) be¬
gann mit dem Endvotum, das unter einer sehr merklichenSpannung der Ver¬
sammlung erfolgte. Eine über jede Erwartung große Mehrheit (173 gegen 134 St.)
verwarf das Gesetz.

Der Eindruck dieses Votums im Publicum ist ein um so tieferer, als der
größte Theil desselben den parlamentarischen Verhandlungen nicht so genau
folgt und mit den Parteiverhältnissen der beiden Häuser zu wenig vertraut ist,
um nicht dadurch überrascht zu sein. Die allgemeine Stimmung und die im
Ganzen bisher sehr weitgehende Willfährigkeit der Landesvertretung gegen die
Negierung ließ die Annahme des EhescheidungSgesetzesals das weitaus Wahr¬
scheinlichste betrachten; desto lebhafter ist die Genugthuung über die Niederlage,
welche seine Verwerfung den Vertretern einer Richtung bereitet, die in unse¬
rem verstandesklaren, nüchternen, freidenkenden norddeutschen Volke niemals
in weiteren Kreisen Anklang finden wird. Man darf hoffen, daß wir fürs
erste der Wiederholung dieses Versuchs überhoben sind, dessen Ausgang nicht,
wie Herr v. Gerlach sich tröstet, die Ueberzeugung von der Untauglichkeit und
Jmmoralität unserer Ehegesetze, sondern die Ueberzeugung verbreitet und be-
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kräftigt hat, daß, befinden sich wirklich unter den Bestimmungen deS Land¬
rechts solche, die einer Reform bedürftig sind, dieselbe mit Vorsicht, mit
Beachtung der tiefeingelebten Gewohnheiten sittlicher Anschauungen des Volkes
zu bewirken ist, baß aber ihre rücksichtsloseDurchführung im Sinne einer
hyperorthodoren, katholistrenden Auffassung des Protestantismus nicht die Sitt¬
lichkeit, wol aber ihr Gegentheil fördert und Uebelstände der unheilvollsten Art
nach sich zu ziehen droht. —

Die Theilung der Fractionen bei der Abstimmung verdient eine nähere
Erwähnung. Die Mehrheit von -173 Stimmen ward gebildet von t9 St. der
katholischen Fraction, 2i «der Fr. Patow, 15 des Centrums (ehemals Beth¬
mann-Hollweg), 9 der Fr. Carl^, 20 der Fraction „bei Meser" (die Abgeord¬
neten v. Prittwitz (Bunzlau) und Ulrici gehören ihr an), 16 der Fr. Büchte-
mann, 17 der Fr. Arnim; 1 der Fr. Gerlach, 18 „Wilden" (keiner Fr.
Angehörigen) und i Polen. Die Minorität von 134 aus 3!? der Fr. Ger¬
tach, 19 der Fr. Arnim, 32 der Fr. Büchtemann, 7 der Fr. bei Meser, 1 der
Fr. Carl, 2 der Fr. des Centrums, i der Fr. Patow, 27 „Wilden" und den
7 Stimmen der Minister, die zugleich Mitglieder des Hauses sind. Die
3 Fractionen der Linken hielten also mit Ausnahme von 6 Stimmen, wenn
auch die Katholiken aus von denen der beiden anderen Fractionen ganz
abweichenden Gründen, gegen das Gesetz zusammen. Auf der rechten Seite
dagegen zeigte sich eine vollständige Partciauflösung. Die Fraction Gerlach
freilich blieb mit Ausnahme einer Stimme geschlossen und für das Gesetz, aber
die Fractionen Arnim und Büchtemann fielen gänzlich auseinander und die
„bei Meser" trennte sich auch im Verhältniß von 3 zu 1 in gegen und für.
Im Ganzen stimmten 63 Abgeordnete aus den Fractionen der Rechten mit
Nein, wobei zu berücksichtigen ist, baß die „Wilden", unter denen 18 gegen
das Gesetz stimmten, ganz überwiegend der Rechten angehören.

Nach dieser langwierigen und angestrengten Debatte haben die Ab¬
geordneten eine Pause in den Plenarsitzungen gemacht und mehre Tage für die
Arbeiten der Commissionen verwendet. Doch für die Mitte der nächsten Woche
erwartet man den Beginn der Berathungen über die Finanzvorlagen, die in
anderer Art ein nicht geringeres Interesse, als die Ehescheidung bieten. Den
Aüfang wird die Häusersteuer machen, welche unter allen dreien die geringste
Aussicht auf Annahme hat. Sowol rücksichtlich ihrer als der Salzsteuer lau¬
ten die Commissionsanträge ablehnend. Ueber die Gewerbesteuer ist der Be¬
richt noch nicht abgestattet. Außerdem hat die Commission zwar den Antrag
deS Abgeordneten' Patow abgelehnt, aber dafür den des Abgeordneten Kühne,
in dem die Hauptmomente des patowschen enthalten sind, sich zu eigen ge¬
macht. Inwieweit die Entscheidung des Plenums den Commissionsbeschlüssen
entsprechen wird, ist freilich eine Frage, deren Beantwortung am besten da-
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hingestellt bleibt, doch ist bis jetzt in der' Stimmung der verschiedenen Seiten
des Hauses kein den ministeriellen Vorlage» günstiger Umschwung zu bemerken.

Die auswärtigen Fragen treten vor den inneren Interessen, die gegen¬
wärtig bei uns angeregt sind, zurück. Selbst die Uebergabe der dänischen
Antwort, auf deren Inhalt man längst vorbereitet war, ist wenig bemerkt
worden; falls die deutschen Großmächte und der Bund sich mit Ernst der Sache
der Herzogthümer gegen Dänemark annehmen, wird allerdings die lebhafteste
Sympathie dafür sich hier, wie aller Orten, zeigen. Aber nach den in dieser
Angelegenheit gemachten Erfahrungen wird eS wirklicher Thaten bedürfen, um
das allgemeine Mißtrauen zu heilen. — In Betreff Neuenburgs sieht man
mit Befriedigung die Eröffnung der Conferenzen und hofft auf ein schnelles
und glückliches Ende derselben. Die Abtrennung des Fürstenthums von Preu¬
ßen, insofern sie mit Ehren geschieht, wird außer einigen der äußersten Par¬
tisane der Kreuzzeitung gewiß keinen Gegner finden. Sie entlastet uns einer
Verbindung, die den einmal bestehenden Verhältnissen nach nicht den Schat¬
ten eines Vortheils gewährt, wol aber unter Umständen stets ernste Verwick¬
lungen für Preußen hervorrufen kann.

Oestreich und das Concordat.
Ans Wie». Eine Kritik östreichischer Zustände ist nickt leicht. Der Staats-

bau ist noch lange nicht vollendet, und wer möchte verbürgen, das Bisherige sei
><.. blos Vorläufiges und berge die Absicht, früher Begonnenes, vor der Hand
als uncmssührbar Erkanntes, dennoch wieder aufzunehmen. Die Erweiterung der
Attributionen des ungarischen Gouvernements, den Lombarden gemachte Verhei¬
ßungen, die Sage von einer analogen Stellung der böhmischen Kronlcindcr, das
Aufgeben des bisher repressiven, durchaus vindicativen Systems, welches die eigent¬
liche Regieruugs- und Organisirungsthätigkeit zumeist absorbirte, deuten auf Heil¬
sames, dessen Ausführbarkeit wir nicht anzweifeln wollen.

In diesem Oestreich nun gönnen wir der freien katholischen Kirche jene Stel¬
lung, welche das Concordat ihr einräumt, wir gönnen ihr diese freie Stellung,
weil dieser Emancipationsact gleiches Emancipircn anderer christlicher wie nicht¬
christlicher Culte als unerläßliche Folge voraussetzt, und wir überzeugt sind, der
Protestantische Cultus werde demnächst zu voller Freiheit gelangen; zumal Vorgänge
in Ungarn die Anbahnung dazu bereits in erfreulicher Weise manifestiren. und selbst
der mosaische Cultus seine freie Stellung und mit derselben auch die bürgerliche
Gleichstellung seiner Bekenner sich im friedlichsten Wege erobern wird, mag auch
letztere immerhin, srüherhin frei gegeben, in neuester Zeit „provisorisch" wieder
eingeschränkt worden sein.

Der Abschluß des Cvncvrdats hat im Grunde -unberechtigte Sensation hervor¬
gerufen; er war die einfache Konsequenz der einst geltenden Märzversassung und
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